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Vorwort zur 6. Auflage

Seit dem Erscheinen der 5. Auflage hat sich das europäische Arbeitsrecht unverändert dynamisch
fortentwickelt. Hierzu trug wie in der Vergangenheit insbesondere die Rechtsprechung des EuGH bei.
Zu nennen ist beispielsweise die Rechtsprechung des EuGH zu den (tarifvertraglichen) Mehrarbeits-
zuschlägen für Teilzeitbeschäftigte aus den Jahren 2023 und 2024 (EuGH 19.10.2023 – C-660/20;
EuGH 29.7.2024 – C-184/22), welche die Spielräume gerade für Tarifvertragsparteien nicht unerheb-
lich einengen und die das BAG bereits umgesetzt hat (zuletzt BAG 28.1.2026 – 5 AZR 7/23).
Hinzuweisen ist ferner auf die Urteile des EuGH zur unterlassenen (EuGH 30.10.2025 – C-134/24)
und fehlerhaften (EuGH 30.10.2025 – C-402/24) Massenentlassungsanzeige, welche das unionsrecht-
liche Verständnis der Massenentlassungsrichtlinie 98/59/EG weiter geschärft haben. Als spektakulär
kann man schließlich das Judikat des EuGH über die Kompetenz der Union für den Erlass der
Mindestlohnrichtlinie (EU) 2022/2041 bezeichnen, mit dem der EuGH eine Vorschrift aus dieser
Richtlinie wegen Verstoßes gegen Art. 153 Abs. 5 AEUV für ungültig erklärt hatte (EuGH 11.11.2025
– C-19/23).
Der europäische Gesetzgeber war auf arbeitsrechtlichem Gebiet ebenfalls nicht untätig. Im Jahr 2024

haben sich Europäischer Rat und Parlament nach langem Ringen auf einen Kompromiss über die
Plattformarbeitsrichtlinie verständigt, die als Richtlinie (EU) 2024/2831 am 11.11.2024 im Amtsblatt
der EU veröffentlicht wurde. Eine erste Kommentierung dieses Rechtsaktes hat Dr. Markus Sprenger
verfasst, der in der 5. Auflage bereits die RL (EU) 2019/1158 bearbeitete. Für die Übernahme dieser
Kommentierung sind die Herausgeber Herrn Dr. Sprenger besonders dankbar, da eine Neukommentie-
rung stets Pionierarbeit darstellt und Herr Dr. Sprenger darüber hinaus nach dem Ausscheiden von
Professor Dr. Martin Gruber-Risak aus dem Autorenkreis von diesem die Fortführung der Mutterschutz-
richtlinie 92/85/EWG übernommen hat. Ferner wurde die Richtlinie über Europäische Betriebsräte
(RL 2009/38/EG) durch die Richtlinie (EU) 2025/2450 nicht unerheblich geändert, was einige
Anpassungen der Kommentierung von Professor Dr. Hartmut Oetker erforderte. Die Herausgeber
danken dem auf eigenen Wunsch wegen neuer beruflicher Herausforderungen ausgeschiedenen Autor
Professor Dr. Gruber-Risak für die geleistete Arbeit.
Für die 6. Auflage wurden Gesetzgebung, Rechtsprechung und Schrifttum bis zum 1.7.2026

berücksichtigt.

München/Erfurt/Kiel, im Juli 2026 Die Herausgeber
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Vorwort der 1. Auflage

Es ist inzwischen ein Gemeinplatz, dass das Arbeitsrecht ohne die Einwirkung des Rechts der
Europäischen Union nicht mehr sachgerecht bearbeitet werden kann. Für alle Berufsfelder ist es
mittlerweile unverzichtbar, die europäische Dimension bei der Arbeit mit dem innerstaatlichen Recht
mit zu berücksichtigen. Als Beispiele für Rechtsbereiche des EU-Rechts, welche das Arbeitsrecht
durchdringen, mögen nur folgende Stichworte genügen: das weite Feld der Gleichbehandlung,
Betriebsübergang, Befristung, Arbeitszeit und Urlaub. In jüngerer Zeit überwölbt mit der Europäischen
Grundrechte-Charta eine zusätzlich grundrechtliche Rechtsschicht die innerstaatliche Rechtsordnung
und damit auch das Arbeitsrecht, soweit der entsprechende Sachverhalt in den Anwendungsbereich des
Unionsrechts fällt. Europäisches Recht erschöpft sich aber nicht im Recht der Europäischen Union. Die
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte hat in jüngerer Zeit wiederholt
veranschaulicht, dass auch die Europäische Menschenrechtskonvention arbeitsrechtliche Sachverhalte zu
beeinflussen vermag.
In der arbeitsrechtlichen deutschsprachigen Literatur spiegelt sich diese Bedeutung des Europäischen

Rechts für das Arbeitsrecht durchaus wider. Neben Handbüchern und systematischen Darstellungen
zum europäischen Arbeitsrecht gibt es sogar eigene Zeitschriften, die ihren Schwerpunkt auf die
Bearbeitung dieses Rechtsstoffs legen. Herausgeber und Verlag haben gleichwohl eine Lücke in der
juristischen Literatur ausgemacht: Es fehlt an einer systematischen Kommentierung der für das Arbeits-
recht relevanten Rechtstexte des europäischen Rechts. Diese Lücke will der vorliegende Kommentar
zum europäischen Arbeitsrecht schließen. Damit knüpfen Herausgeber und Verlag an eine Publikations-
form der deutschsprachigen Rechtskultur an, welche den Rechtsstoff durch Erläuterung der einzelnen
Rechtsvorschriften erschließt. Behandelt werden die nach Einschätzung von Herausgeber und Verlag
wichtigsten europäischen Rechtsgrundlagen des Arbeitsrechts – neben den arbeitsrechtlich bedeut-
samen Vorschriften der Europäischen Verträge (EUV, AEUV) die einschlägigen Vorschriften der
Europäischen Grundrechte-Charta, der Europäischen Sozialcharta und der Europäischen Menschen-
rechtskonvention, arbeitsrechtlich wichtige Verordnungen wie die Freizügigkeitsverordnung und die
Rom- und Brüssel-Verordnungen zum Internationalen Privat- und Zivilverfahrensrecht sowie ins-
gesamt 26 arbeitsrechtliche EU-Richtlinien. Herausgeber und Verlag konnten hierfür insgesamt 21
Autoren aus Deutschland und Österreich gewinnen – Rechtswissenschaftler, Richter am Bundesarbeits-
gericht, Rechtsanwälte und Verwaltungsbeamte.
Herausgeber und Autoren hoffen, mit dem Kommentar zum europäischen Arbeitsrecht die einzelnen

europäischen Rechtsgrundlagen des Arbeitsrechts für die Nutzer zu erschließen und für die Rechts-
praxis handhabbar zu machen. Der Kommentar soll die tägliche Arbeit in einem auch im Arbeitsrecht
verstärkt an Bedeutung gewinnenden europäischen Mehrebenensystem erleichtern. Hierfür wurden
Gesetzgebung, Rechtsprechung und Schrifttum bis zum 1. Juli 2015 berücksichtigt.

München/Erfurt/Kiel, im August 2015 Die Herausgeber
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